
 

 
Luxemburg, den 23. Juli 2020 

 
Eine inkohärente Regierungspolitik! 
 
dei Lénk zogen am Donnerstag, dem 23. Juli, zog ihre Bilanz des 
parlamentarischen Jahres 2019/2020. Die Pandemie, der Krisenzustand, der 
darauffolgende Notstand und dann die allmähliche Lockerung des Lockdowns 
waren die größten Herausforderungen dieses turbulenten Jahres. déi Lenk 
haben während der Krise hart gearbeitet und dafür gesorgt, dass die 
Abgeordnetenkammer, trotz ihrer durch die Krise begrenzten Befugnisse 
weiterhin Einfluss auf die Politik behielt. Wir haben die Regierungspolitik 
ständig durch parlamentarische Fragen und Anträge in Frage gestellt. 
 
Im Mai waren dei Lénk bestürzt, dass die Regierung die Gelegenheit nutzte, 
über das Freihandelsabkommen zwischen Kanada und der Europäischen Union 
abzustimmen. Dieses Projekt stößt seit Jahren auf Widerstand in der 
Zivilgesellschaft. Die Regierung stellte ihn in einer Zeit zur Abstimmung, in der 
das Protestrecht nicht vollständig ausgeübt werden konnte. Für déi Lenk ist 
dies ein gravierender Vertrauensbruch. 
 
Mit der Lockerung des Lockdowns bemerkten déi Lénk die Inkohärenz der 
Regierungspolitik. Die Ministerien entziehen sich ihrer Verantwortung und 
delegieren Maßnahmen an das Gesundheitsministerium. Die Informationen, 
die die Abgeordneten erreichen, sind fragmentarisch und unvollständig und 
hindern sie daran, wichtige Entscheidungen zu treffen. Die Lockerung erfolgt 
ungeordnet. Jedes Ministerium präsentiert seine Projekte, ohne dass es einen 
echten roten Faden gäbe. Andere Ministerien wie Familie und innere 
Angelegenheiten zeichnen sich durch mangelnde Maßnahmen aus. 
 
Das Konjunkturprogramm basiert immer noch auf Maßnahmen auf der 
Angebotsseite. Heute profitieren Unternehmen von Hilfen, ohne dass die 
Kaufkraft der MitarbeiterInnen gestärkt wird. Die alten Rezepte bleiben daher 
gültig, obwohl diese Pandemie deutlich gezeigt hat, dass ein Systemwechsel 



erforderlich ist. Letztendlich wird dieser Ansatz auch die Immobilienkrise bei 
Haushalten mit niedrigem Einkommen verschärfen, die Schwierigkeiten haben 
werden, ihre Kredite zurückzuzahlen oder ihre Miete zu zahlen. 
 
Diese politischen Unzulänglichkeiten zeigen sich auch in der Umweltpolitik der 
Regierung. Die energetische Sanierung beruht auf privater Initiative mit 
maßgeschneiderten Subventionen für die oberen Mittelschichten. déi Lénk 
setzen sich dafür ein, dass der Staat die Sanierungspolitik übernimmt, anstatt 
sich auf private Initiative zu verlassen. 
 
Die Mehrheit lehnte zudem einen Antrag von déi Lénk ab, wonach der 
Rentenfonds keine Investitionen mehr in die Kernenergie tätigen soll. Die 
Regierung unterstützt Atomenergie also weiterhin finanziell, während sie in 
ihren offiziellen Stellungnahmen diese Energie anprangert und sich sogar das 
Recht einräumt, die Nachbarländer aufzufordern, Kernkraftwerke zu schließen. 
 
Mitgeteilt von déi Lénk 
 
 


